
nicht der Forderung der Wahrung der Rechte der Bür­
ger, wenn sie nur die Möglichkeit der Gegenvorstellun­
gen haben, ohne eine wirkliche Nachprüfung des Sach­
verhalts und der Richtigkeit der ausgesprochenen Ent­
scheidungen durchsetzen zu können.
Deshalb müssen Wege gesucht werden, diese ungün­
stigen Auswirkungen zu verhindern. De lege ferenda 
sollte die Beschwerdemöglichkeit eingeführt werden, 
die bei getrennter Aktenführung das Verfahren selbst 
nicht aufzuhalten braucht. Bis dahin sollte nur in 
wirklich dringenden Fällen ohne mündliche Verhand­
lung entschieden werden. In jedem Falle muß eine 
einmal erlassene einstweilige Anordnung in der vor­
bereitenden oder streitigen Verhandlung noch einmal 
erörtert werden können, wobei das Gericht dann auf 
Grund der ergänzenden Darstellung der anderen Seite 
den Beschluß mit Rückwirkung abändern kann. Für 
den Rechtsanwalt gilt, daß er seinerseits eine solche 
Entscheidung ebenfalls nur in dringenden Fällen be­
antragt und darauf achtet, daß die Rechte der anderen 
Partei nicht durch die ungenügende Form des Verfah­
rens beeinträchtigt werden.

Qualifizierung auch für das Eheverfahren
Eine wirkliche Verbesserung der Qualität der Ehever­
fahren in Richtung einer gründlichen und überzeugen­
den Arbeitsweise erfordert von allen beteiligten Juri­
sten große Anstrengungen. Dieses Ziel ist nur durch 
eine weitere Qualifizierung zu erreichen, die in erster 
Linie auf den Gebieten liegen muß, die bei der Ent­
scheidung und Behandlung von Ehesachen neben den

Rechtsfragen berührt werden. In Ehesachen werden 
von uns Kenntnisse auf soziologischem, psychologi­
schem und pädagogischem Gebiet verlangt. Auch die 
speziellen medizinischen Fragen dürfen uns nicht 
unbekannt sein.
In gleichem Maße wie für die Richter gilt auch für die 
Rechtsanwälte die Forderung des Ministers der Justiz, 
Dr. Hilde B e n j a m i n ,  sich solche theoretischen 
Grundlagen für eine wissenschaftliche Führung der 
Menschen anzueignen, wie sie z. B. die sozialistische 
Pädagogik und Psychologie bieten, „daß sie von allen 
Seiten her in die Zusammenhänge unserer sozialisti­
schen gesellschaftlichen Entwicklung eindringen“3.
Vor allem aber ist eine gründliche wissenschaftliche 
Erforschung der Ursachen der Ehezerrüttung erforder­
lich. Nur die allgemeine Kenntnis dieser Ursachen gibt 
die Möglichkeit, alle gesellschaftlichen Kräfte richtig 
zu ihrer Beseitigung einzusetzen. Diese Forschungs­
arbeit ist nicht allein Sache der Richter und Rechts­
anwälte; diese bedürfen der Hilfe der Soziologen, 
Psychologen, Pädagogen und Mediziner. Wir Juristen 
verfügen aber in den Eheverfahren über die Erfahrun­
gen und das Material, aus denen diese Ursachen fest­
gestellt und verallgemeinert werden können. Eine 
Auswertung der gerichtlichen Verfahren für eine Ver­
allgemeinerung hat aber nur dann einen Sinn, wenn 
die Verfahren immer so gründlich geführt werden, daß 
die Ursachen der Ehezerrüttung deutlich erkennbar 
werden.

3 a. a. o., s. 35.
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Strafrecht
§§ 176, 177, 44 StGB.
1. Zur Strafzumessung bei Sexualdelikten (hier: Not­
zucht und gewaltsame Unzucht).
2. Erfüllt der Versuch eines Verbrechens zugleich voll 
den Tatbestand eines anderen Verbrechens (z. B. ver­
suchte Notzucht den Tatbestand der gewaltsamen Un­
zucht), liegt also ein sog. qualifizierter Versuch vor, 
dann findet die Strafmilderungsmöglichkeit des § 44 
StGB ihre Grenze in der vom Gesetz für das zugleich 
vollendete Verbrechen festgelegten Mindeststrafe.
OG, Urt. vom 2. April 1963 — 2 Zst III 9/63.
Das Kreisgericht hat den Angeklagten am 12. Juli 1962 
wegen versuchter Notzucht (§§ 177 Abs. 1, 43 StGB) be­
dingt zu einer Gefängnisstrafe von sechs Monaten ver­
urteilt. Es hat im wesentlichen folgenden Sachverhalt 
festgestellt:
Der 1933 geborene Angeklagte ist Küchenleiter im Be­
zirkskrankenhaus. Er hat in seinem Beruf stets gut 
gearbeitet, so daß er als Aktivist und verschiedentlich 
mit Geldprämien ausgezeichnet wurde. Er übt die 
Funktion eines Arbeitsschutzobmannes aus und hat sich 
mehrfach an der fachlichen Weiterbildung seiner Kol­
legen sowie am NAW beteiligt.
Am 10. Juni 1962 lernte der Angeklagte in einer HO- 
Gaststätte in G., die er gegen 0.30 Uhr aufsuchte, beim 
Tanzen die ihm bis dahin unbekannt gewesene Frau H. 
kennen. Er lud sie an die Bar und, als ihm dort erklärt 
wurde, daß Gaststättenschluß sei, in seine nahegelegene 
Wohnung ein. Die Zeugin, welcher der Angeklagte 
dabei vorschlug, noch etwas zu trinken, leistete der 
Einladung Folge. In der Wohnung kam es zum Aus­
tausch von Zärtlichkeiten, wobei der Angeklagte, der 
von vornherein das Ziel verfolgte, mit Frau H. in ge­
schlechtliche Beziehungen zu treten, „handgreiflich“ 
werden wollte. Die Zeugin setzte sich zur Wehr, 
worauf der Angeklagte sie auf ein Sofa legte, um sie, 
unter Anwendung von Körperkraft zur Überwindung 
ihres Widerstandes, zum Beischlaf zu mißbrauchen. Als

dann die Zeugin zu schreien begann, den Angeklagten 
wegzuschieben versuchte und ihn zugleich heftig an 
den Haaren zog, hielt er ihr zunächst den Mund zu 
und schlug, als dies erfolglos blieb, der Zeugin mehr­
mals ins Gesicht. Die Schläge hatten eine Nasenbein­
fraktur mit starker Blutung sowie Prellungen an der 
Stirn und an der Kieferpartie zur Folge. Als der Ange­
klagte die starke Blutung bemerkte, ließ er von der 
Geschädigten ab und war ihr sodann bei der Säuberung 
des Gesichts behilflich.
Zur Bestimmung von Strafart und Höhe führt das 
Kreisgericht lediglich an, daß die nach den Vorschriften 
des § 44 StGB auf das Mindestmaß von vier Monaten 
herabzusetzende Strafe aus § 177 StGB nach Umwand­
lung in eine sechsmonatige Gefängnisstrafe „unter 
Würdigung der objektiven und subjektiven Umstände 
der Tat“ nach § 1 StEG bedingt auszusprechen sei, 
nachdem es an anderer Stelle zur Begründung der 
weitestgehenden Ausschöpfung der Strafmilderungs­
möglichkeit des § 44 StGB hervorgehoben hat, daß der 
Angeklagte bisher noch nicht bestraft worden und seine 
gesamte Entwicklung positiv verlaufen ist.
Der Präsident des Obersten Gerichts der Deutschen 
Demokratischen Republik hat mit der Rüge unge­
nügender Sachaufklärung und unrichtiger Gesetzes­
anwendung, insbesondere des § 1 StEG, zuungunsten 
des Angeklagten die Kassation dieses Urteils beantragt. 
Der Antrag hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat der Vorschrift des § 200 StPO zu­
wider den Sachverhalt nicht ausreichend aufgeklärt und 
war deshalb nicht in der Lage, die Handlung des 
Angeklagten rechtlich richtig einzuschätzen. Vor allem 
aber hat es verkannt, in welch hohem Maße diese 
Handlung die Durchsetzung der verfassungsmäßig 
garantierten Gleichberechtigung der Frau — als Grund­
prinzip sozialistischen Zusammenlebens — und das 
daraus folgende Prinzip der Unverletzlichkeit ihrer ge­
schlechtlichen Freiheit gefährdet. Das ist offensichtlich 
darauf zurückzuführen, daß es sich nicht ausreichend
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